
Neue Justiz 11/78 489

vorbereitet. Dazu gehört u. a. die Klärung von Fragen der 
Ausbildung, des Arbeitsinhalts, der Arbeitszeit, der indi­
viduellen Arbeitsplatzgestaltung, des Arbeitsplatzwechsels 
und der Schonarbeit. Weiterhin hat die Kommission Maß­
nahmen zur sozialen Unterstützung wie die Anpassung 
der Wohnbedingungen, den individuellen Transport zum 
und vom Arbeitsplatz u. ä. einzuleiten. Sie unterbreitet 
auch Vorsdiläge zur Verbesserung der Arbeits- und Le­
bensbedingungen und der sozialen Situation der leistungs­
geminderten Werktätigen, die u. a. als Grundlage für kon­
krete Festlegungen im Betriebskollektivvertrag dienen.

Der leistungsgeminderte Werktätige ist zu Beratungen 
der Kommission über seinen künftigen Arbeitseinsatz ein­
zuladen, ebenso der zuständige Leiter und der Gewerk­
schaftsvertrauensmann. Die Kommissionsmitglieder haben 
über alle ihnen zur Kenntnis gelangenden medizinischen 
und sozialen Informationen, die den leistungsgeminderten 
Werktätigen betreffen, Stillschweigen zu bewahren. Eine 
erforderliche Weitergabe derartiger Informationen bedarf 
der Zustimmung des Werktätigen. Verstöße dagegen wer­
den nach den Bestimmungen über die arbeitsrechtliche dis­
ziplinarische Verantwortlichkeit (§§ 254 ff. AGB) geahndet.

Mit der 1. DB zur Sozialfürsorgeverordnung vom 
29. Juni 1978 (GBl. I Nr. 21 S. 243) wird zur einheitlichen 
Anwendung der §§ 12 und 17 der SozialfürsorgeVO vom
4. April 1974 (GBl. I Nr. 22 S. 224) festgelegt, in welcher 
Höhe bei Beurlaubung von einem Aufenthalt in einem 
Krankenhaus, Pflegeheim, Heim für geschädigte Kinder 
und Jugendliche, Rehabilitationszentrum für Berufsbildung 
bzw. Schulinternat Pflegegeld, Blindengeld und Sonder­
pflegegeld zu zahlen sind. Dabei wurden die in Verwirk­
lichung der von Partei und Regierung beschlossenen so­
zialpolitischen Maßnahmen mit der 2. SozialfürsorgeVO 
vom 29. Juli 1976 (GBl. I Nr. 28 S. 382) festgelegten erhöh­
ten Sätze zugrunde gelegt. Die 1. DB regelt differenziert, 
wer unter welchen Voraussetzungen anspruchsberechtigt 
ist und durch wen die Zahlung des Geldes jeweils erfolgt.

Die 2. DB zur Rentenverordnung vom 29. Juni 1978 
(GBl. I Nr. 19 S. 236) präzisiert einige Bestimmungen der 
RentenVO vom 4. April 1974 (GBl. I Nr. 22 S. 201). Das be­
trifft u. a. erweiterte Regelungen über die Anrechnung von 
Zeiten versicherungspflichtiger Tätigkeit, die Zahlung des 
Kinderzuschlages und der Waisenrente an Studenten über 
das 18. Lebensjahr hinaus bis zur Beendigung des Stu­
diums, die Anrechnung von Dienstzeiten bei den bewaff­
neten Organen bzw. der Zollverwaltung der DDR als berg­
bauliche Versicherung sowie die Zahlung von Pflegegeld, 
Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld an Kinder und Jugend­
liche, die sich in Einrichtungen des Gesundheits- und So­
zialwesens befinden.

Zur Angleichung der Bestimmungen über die Zufüh­
rungen zum Prämienfonds an das Arbeitsgesetzbuch wurde 
die 1. DB zur VO über die Planung, Bildung und Verwen­
dung des Prämienfonds und des Kultur- und Sozialfonds 
in den staatlichen Organen und staatlichen Einrichtungen 
vom 15. August 1978 (GBl. I Nr. 28 S. 314) erlassen. Da die 
in §282 AGB enthaltene Neuregelung des Anspruchs auf 
Krankengeld zum Wegfall des Lohnausgleichs und damit 
zu einer Verringerung der Lohnsumme in den Organen 
und Einrichtungen führt, werden die auf die Lohnsumme 
bezogenen Prozentsätze der Zuführungen zum Prämien­
fonds ab 1. Januar 1979 entsprechend erhöht. Sie betragen 
bei den Räten der kreisangehörigen Städte und Gemein­
den sowie deren Einrichtungen 4,1 Prozent und bei den 
staatlichen Organen und staatlichen Einrichtungen 3,1 Pro­
zent der Lohnsumme.

* ■ ,

Abschließend sind noch zwei für das Bildungswesen be­
deutsame Rechtsvorschriften zu erwähnen.

Die AO über das kombinierte Studium für Lehrkräfte 
des berufspraktischen Unterrichts vom 5. Juli 1978 (GBl. I 
Nr. 21 S. 244) legt fest, daß für Facharbeiter und Meister, 
die in Betrieben, Kombinaten, Einrichtungen und soziali­

stischen Genossenschaften als Lehrkräfte des berufsprak­
tischen Unterrichts vorbereitet werden bzw. tätig sind 
und zum Fachschulabschluß als Ingenieurpädagoge ge­
führt werden sollen, ein kombiniertes Studium (in techni­
schen und agrarwissenschaftlichen Fachrichtungen) einge­
richtet wird. Dieses kombinierte Studium gliedert sich in 
zwei grundlagenspezifische und in einen fachrichtungsspe­
zifischen Studienabschnitt. Zum ersten grundlagenspezifi­
schen Studienabschnitt gehört auch die Ausbildung auf 
dem Gebiet des Rechts.

Zur Teilnahme an den Lehrveranstaltungen werden die 
Studienteilnehmer von der Arbeit freigestellt, und zwar 
im 1. und 2. Semester insgesamt 80 Arbeitstage, im 3. Se­
mester 18 Arbeitstage und im 4. Semester 70 Arbeitstage. 
Außerdem erhalten sie für die Anfertigung und Verteidi­
gung der Abschlußarbeit vier Wochen Freistellung. Für die 
Dauer der Freistellung wird ihnen Ausgleich in Höhe des 
Durchschnittslohns gemäß § 182 Abs. 4 AGB gezahlt.

Für dieses kombinierte Studium ist eine Delegierung 
durch einen Betrieb erforderlich. Der delegierende Be­
trieb hat mit den Studienteilnehmem gemäß §§ 153 ff. 
AGB Qualifizierungsverträge abzuschließen.

Die AO über die Weiterbildung der Ärzte und Zahn­
ärzte — Facharzt-/Fachzahnarztordnung — vom 11. August 
1978 (GBl. I Nr. 25 S. 286) trägt den Erfordernissen einer 
ständig qualifizierteren, wissenschaftlichen Weiterbildung 
der im Gesundheitswesen Tätigen Rechnung. Die Weiter­
bildung zum Facharzt bzw. Fachzahnarzt, die nicht mit 
einer Prüfung, sondern mit einem Kolloquium abschließt, 
hat zum Ziel, die Teilnehmer zu befähigen, ärztliche bzw. 
zahnärztliche Tätigkeit in einer Fachrichtung selbständig 
auszuüben. Ärzte und Zahnärzte, die die Weiterbildung 
nicht erfolgreich beenden, dürfen nur unter Anleitung 
eines Facharztes bzw. Fachzahnarztes tätig sein.

Die Dauer der Weiterbildung wurde variabel, je nach 
dem Stand der erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten für vier bis fünf Jahre festgelegt. Dement­
sprechend ist auch größere Flexibilität bei der Gestaltung 
des Qualifizierungsvertrages gemäß §§ 153 ff. AGB durch 
Anpassung an die individuellen Besonderheiten unter Be­
rücksichtigung des beabsichtigten Einsatzes gegeben. Die 
AO bietet auch eine größere Möglichkeit des Fachrich­
tungswechsels während der Weiterbildung und fördert im 
Interesse der wissenschaftlichen Entwicklung die Weiter­
bildung in einer zweiten Fachrichtung.

Im einzelnen legt die AO die Fachrichtungen fest, re­
gelt die Durchführung der Weiterbildung und die Eigen­
verantwortung der Teilnehmer dafür und enthält Vor­
schriften über Erteilung sowie die Versagung bzw. Zu­
rücknahme der staatlichen Anerkennung als Facharzt oder 
Fachzahnarzt.
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